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Antwort  
der Landesregierung  

auf die Kleine Anfrage Nr. 350  

des Abgeordneten Andreas Kalbitz (AfD-Fraktion) 
Drucksache 7/814   

Beteiligung staatlicher Stellen des Landes Brandenburg am „Aktionsbündnis gegen 

Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit“  

Namens der Landesregierung beantwortet die Ministerin und Chefin der Staatskanzlei die 

Kleine Anfrage wie folgt: 

Das staatlich initiierte „Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremden-
feindlichkeit“ (auch „Aktionsbündnis Brandenburg“ genannt) ist eine Vereinigung aus zahl-
reichen privaten und staatlichen Mitgliedern und wird mittlerweile vom gleichnamigen Verein 
getragen. Der „Verein gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit e.V.“ 
wird bereits seit seiner Gründung in beträchtlicher Höhe von der Landesregierung finanziert. 
Der Schwerpunkt der finanziellen Förderung durch die Landesregierung liegt auf der Unter-
haltung der Geschäftsstelle des genannten „Aktionsbündnisses“. Dabei wirft die Arbeit des 
Bündnisses, das nach Auffassung der Landesregierung eine „nicht rechtsfähige Gesell-
schaft“ sei, zahlreiche Fragen auf. Insbesondere hat es unter Beteiligung staatlicher Stellen 
Maßnahmen gegen die Alternative für Deutschland ergriffen, welche weiterhin beworben 
und verbreitet werden. Hierzu nahm bereits der Parlamentarische Beratungsdienst ausführ-
lich Stellung und rügte deshalb die Zuwendungen an den Verein, weil die an das verfas-
sungsrechtliche Neutralitätsgebot gebundenen staatlichen Stellen des Landes Branden-
burg, welche Mitglieder im „Aktionsbündnis“ sind, sich Maßnahmen des Bündnisses zurech-
nen lassen müssten (hierzu zuletzt Drucksache 6/11819 und Gutachten (PBD) 22.05.2019 
6/61, S. 53-57). Die Landesregierung teilte sodann auf Anfrage mit, dass vor dem Hinter-
grund des Gutachtens des Parlamentarischen Beratungsdienstes vom 22. Mai 2019 die Be-
teiligung staatlicher Stellen am „Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit“ zu prüfen sei (siehe Drucksache 6/12017, S. 3) 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Zu welchem Ergebnis kam die Landesregierung bei ihrer Prüfung, ob staatliche Stellen 
des Landes Brandenburg, die Mitglieder des „Aktionsbündnisses gegen Gewalt, 
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit“ sind, dieses wegen der geschilderten 
Verfassungswidrigkeit ihrer Beteiligung zu verlassen haben? (Bitte begründen.) 
 

2. Welche Stellen des Landes Brandenburg waren an der Prüfung beteiligt? 
 



Landtag Brandenburg Drucksache 7/1267  

- 2 - 

3. Sofern es noch keine abschließende Prüfung durch die Landesregierung gab, schließt 
sich die Frage an, warum eine solche Prüfung angesichts eines Zustands fortdauern-
der Verfassungswidrigkeit noch nicht erfolgte und wann nun mit einem Ergebnis zu 
rechnen ist. 

zu den Fragen 1 - 3: Die Landesregierung Brandenburg berücksichtigt strikt das Gebot par-
teipolitischer Neutralität. Die Grundlage dafür bilden das Grundgesetz, die Verfassung des 
Landes Brandenburg, die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes und die Ge-
setze. Sie wird auch ihre Entscheidung über die Mitgliedschaft von Stellen der Landesver-
waltung im „Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit“ 
in diesen Rahmen einordnen. Auch wenn bislang keine gerichtliche Entscheidung die Ver-
fassungswidrigkeit feststellt, beabsichtigt die Landesregierung angesichts der Komplexität 
der Materie, in Ergänzung zur Stellungnahme des Parlamentarischen Beratungsdienstes 
(PBD), eine gutachterliche Zweitmeinung einzuholen. 
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Namens der Landesregierung beantwortet die Ministerin und Chefin der Staatskanzlei die Kleine Anfrage wie folgt:

[bookmark: Beginn_Text][bookmark: _GoBack]Das staatlich initiierte „Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit“ (auch „Aktionsbündnis Brandenburg“ genannt) ist eine Vereinigung aus zahlreichen privaten und staatlichen Mitgliedern und wird mittlerweile vom gleichnamigen Verein getragen. Der „Verein gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit e.V.“ wird bereits seit seiner Gründung in beträchtlicher Höhe von der Landesregierung finanziert. Der Schwerpunkt der finanziellen Förderung durch die Landesregierung liegt auf der Unterhaltung der Geschäftsstelle des genannten „Aktionsbündnisses“. Dabei wirft die Arbeit des Bündnisses, das nach Auffassung der Landesregierung eine „nicht rechtsfähige Gesellschaft“ sei, zahlreiche Fragen auf. Insbesondere hat es unter Beteiligung staatlicher Stellen Maßnahmen gegen die Alternative für Deutschland ergriffen, welche weiterhin beworben und verbreitet werden. Hierzu nahm bereits der Parlamentarische Beratungsdienst ausführlich Stellung und rügte deshalb die Zuwendungen an den Verein, weil die an das verfassungsrechtliche Neutralitätsgebot gebundenen staatlichen Stellen des Landes Brandenburg, welche Mitglieder im „Aktionsbündnis“ sind, sich Maßnahmen des Bündnisses zurechnen lassen müssten (hierzu zuletzt Drucksache 6/11819 und Gutachten (PBD) 22.05.2019 6/61, S. 53-57). Die Landesregierung teilte sodann auf Anfrage mit, dass vor dem Hintergrund des Gutachtens des Parlamentarischen Beratungsdienstes vom 22. Mai 2019 die Beteiligung staatlicher Stellen am „Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit“ zu prüfen sei (siehe Drucksache 6/12017, S. 3)

Ich frage die Landesregierung:

1. Zu welchem Ergebnis kam die Landesregierung bei ihrer Prüfung, ob staatliche Stellen des Landes Brandenburg, die Mitglieder des „Aktionsbündnisses gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit“ sind, dieses wegen der geschilderten Verfassungswidrigkeit ihrer Beteiligung zu verlassen haben? (Bitte begründen.)



2. Welche Stellen des Landes Brandenburg waren an der Prüfung beteiligt?



3. Sofern es noch keine abschließende Prüfung durch die Landesregierung gab, schließt sich die Frage an, warum eine solche Prüfung angesichts eines Zustands fortdauernder Verfassungswidrigkeit noch nicht erfolgte und wann nun mit einem Ergebnis zu rechnen ist.

zu den Fragen 1 - 3: Die Landesregierung Brandenburg berücksichtigt strikt das Gebot parteipolitischer Neutralität. Die Grundlage dafür bilden das Grundgesetz, die Verfassung des Landes Brandenburg, die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes und die Gesetze. Sie wird auch ihre Entscheidung über die Mitgliedschaft von Stellen der Landesverwaltung im „Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit“ in diesen Rahmen einordnen. Auch wenn bislang keine gerichtliche Entscheidung die Verfassungswidrigkeit feststellt, beabsichtigt die Landesregierung angesichts der Komplexität der Materie, in Ergänzung zur Stellungnahme des Parlamentarischen Beratungsdienstes (PBD), eine gutachterliche Zweitmeinung einzuholen.
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